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Bericht der Bundesregierung 

zur Entschließung des Deutschen Bundestages vom 11. Dezember 1963 
betr. Einbeziehung des Umlaufsvermögens in die Begünstigungen des 
Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 101. Sitzung 
am 11. Dezember 1963 zu dem von ihm beschlosse- 
nen Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur Förde- 
rung von privaten Kapitalanlagen in Entwicklungs- 
ländern (Entwicklungshilfe-Steuergesetz) die fol- 
gende Entschließung gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, bis zum 
31. März 1964 einen Bericht über die Fragen 
vorzulegen, die sich ergeben, wenn die Wirt- 
schaft der Entwicklungsländer durch Bewer- 
tungsabschläge und steuerbegünstigte Rück- 
lagen für Gegenstände des in den Entwicklungs- 
ländern liegenden Umlaufsvermögens deutscher 
Unternehmungen gefördert werden soll. 

Der Bundestag ist der Auffassung, daß die 
Unterhaltung deutscher Handelsläger, die den 
Bedürfnissen der Entwicklungsländer entspre- 
chen, einen wichtigen Bestandteil der Entwick- 
lungshilfe darstellen kann." 

Auf Grund dieser Entschließung ist die Frage der 
Einbeziehung des Umlaufsvermögens in die Begün- 
stigungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 
durch die Bundesregierung eingehend geprüft wor- 
den. Die Prüfung ergab folgendes: 

1. Zum Begriff des Umlaufsvermögens 

Das Umlaufsvermögen umfaßt außer dem soge- 
nannten Vorratsvermögen, zu dem die Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffe sowie die halbfertigen und ferti- 
gen Erzeugnisse und Waren gehören, eine Reihe 
weiterer Wirtschaftsgüter wie z. B. die Forderun- 
gen aus Warenlieferungen und anderen Leistungen, 
Wechsel, Schecks, Wertpapiere, Bankguthaben, Kas- 
senbestände usw. Für eine Begünstigung kann — 
wenn überhaupt — nur das Vorratsvermögen in 
Betracht kommen. Die Begünstigung des übrigen 
Umlaufsvermögen muß schon deshalb unterbleiben, 
weil sonst wegen des Fehlens jeglicher Kontroll- 
möglichkeiten unvertretbare Steuerumgehungsmög- 
lichkeiten geschaffen würden. 

Die Bundesregierung hat geprüft, ob das Vorrats- 
vermögen von Handelsunternehmen einerseits und 
das Vorratsvermögen von Produktionsbetrieben 
andererseits etwa im Hinblick darauf unterschied- 
lich behandelt werden können, daß Produktions- 
betriebe die Möglichkeit haben, für ihre Investitio- 
nen im abnutzbaren Anlagevermögen die Begünsti- 
gungen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes in An- 
spruch zu nehmen. Sie glaubt, daß diese Frage ver- 
neint werden muß. Ebenso wie bei Handelsunter- 
nehmen kann auch bei Produktionsbetrieben das 
abnutzbare Anlagevermögen gegenüber dem Um- 


laufsvermögen verhältnismäßig gering sein. Außer- 
dem kann die Abgrenzung zwischen Produktions- 
betrieb und Handelsunternehmen im Einzelfall 
recht schwierig sein. Führt z. B. ein in einem Ent- 
wicklungsland liegendes Unternehmen Waren ein, 
die es einer mehr oder weniger bedeutenden Bear- 
beitung unterzieht, so dürfte die Feststellung, ob 
es sich um ein Produktions- oder Handelsunterneh- 
men handelt, oft recht schwierig sein. Eine unter- 
schiedliche Behandlung des Vorratsvermögens bei 
Produktions- und Handelsunternehmen kann des- 
halb nicht befürwortet werden. 

2. Die Bedeutung von Handelsniederlassungen für 
die wirtschaftliche Entwicklung der Entwicklungs- 
länder 

Bei der Untersuchung dieser Frage erscheint es 
zweckmäßig, zwischen Niederlassungen, die den Ex- 
port aus den Entwicklungsländern betreiben, und 
Niederlassungen, die den Import in die Entwick- 
lungsländer zum Gegenstand haben, zu unterschei- 
den. 

Bei Unternehmen, die den Export aus den Ent- 
wicklungsländern betreiben, steht die entwicklungs- 
politische Bedeutung außer Frage. Durch die Ver- 
edelung und marktgerechte Aufbereitung der Lan- 
desprodukte fördern diese Handelsunternehmen die 
Ausfuhrmöglichkeiten der Entwicklungsländer und 
tragen damit zur Erhöhung der Deviseneinnahmen 
und Verbesserung der Zahlungsbilanz dieser Länder 
bei. Durch ihre Kenntnis der Absatzmöglichkeiten 
in den Aufnahmeländern sind sie in der Lage, neue 
Landesprodukte, die bisher wenig oder gar nicht 
exportiert wurden, auf dem Markt der Industrie- 
länder einzuführen, wozu häufig eine Erforschung 
der Absatzmöglichkeiten und der Aufnahmebereit- 
schaft der Märkte sowie ihre Vorbereitung für den 
Absatz erforderlich sind. Handelsniederlassungen 
der Industrieländer sind hierzu besonders geeignet, 
weil sie mit den Märkten der Industrieländer eng 
vertraut sind, die Beziehungen zum Kunden haben 
und über die kaufmännische Erfahrung verfügen, 
die den Unternehmen in den Entwicklungländern 
selbst vielfach noch fehlt. 

Nicht so eindeutig zu bejahen ist die entwick- 
lungspolitische Bedeutung der Handelsniederlassun- 
gen, die den Import in die Entwicklungsländer be- 
treiben. Zweifel erscheinen insbesondere angezeigt, 
soweit es sich um die Einfuhr von Verbrauchsgütern 
handelt. Dagegen kann durch die Einfuhr von In- 
vestitionsgütern wesentlich zum Aufbau der Ent- 
wicklungsländer und zur Steigerung ihrer Wirt- 
schaftskraft beigetragen werden. Das gilt besonders. 
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wenn diese Importe dem Aufbau von Produktions- 
betrieben und damit der Ersparung von Importen 
der Entwicklungsländer dienen sowie eigene Export- 
möglichkeiten schaffen. Nicht selten sind solche 
Handelsniederlassungen der Vorläufer von Produk- 
tionsstätten. Durch sie wird der Markt zunächst ein- 
mal beobachtet und aufgeschlossen. Wenn ein ge- 
wisses Absatzvolumen erreicht ist, wird die Produk- 
tion dann im Entwicklungsland selbst aufgenommen. 

Sehr häufig betreiben Handelsniederlassungen 
sowohl Import- als auch Exportgeschäfte, wobei der 
Anteil des Imports bzw. des Exports am Gesamt- 
umsatz recht unterschiedlich sein kann. Das zuvor 
Gesagte gilt für diese Unternehmen entsprechend. 

Trotz der dargestellten entwicklungspolitischen 
und gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der Handels- 
niederlassungen in den Entwicklungsländern muß 
jedoch darauf hingewiesen werden, daß bei einem 
Vergleich zwischen Investitionen in einem der Wirt- 
schaft des Entwicklungslandes gerecht werdenden 
Produktionsbetrieb und Investitionen in einer Han- 
delsniederlassung den erstgenannten Investitionen 
im allgemeinen die größere entwicklungspolitische 
Bedeutung beizumessen ist. Vergleiche hierzu auch 
die Ausführungen unter Nr. 6, 

Bemerkenswert ist auch, daß die Entwicklungs- 
länder zunehmend die Neigung zeigen, durch be- 
hördliche Maßnahmen die Handelstätigkeit in die 
Hand einheimischer Personen zu leiten. 

3. Rückwirkungen einer Begünstigung von Han- 
delsniederlassungen in den Entwicklungsländern 
auf die deutsche Volkswirtschaft 

Vom Standpunkt der Volkswirtschaft der Bundes- 
republik aus gesehen, ist eine Erweiterung des Han- 
dels mit den Entwicklungsländern, wozu Handels- 
niederlassungen in diesen Ländern wesentlich bei- 
tragen können, zu begrüßen. 

Unser Warenverkehr mit den Entwicklungslän- 
dern ist in den letzten 10 Jahren absolut zwar lau- 
fend (in den letzten Jahren allerdings nur noch ge- 
ringfügig) gestiegen. Da der Warenverkehr mit den 
Industriestaaten jedoch wesentlich stärker zuge- 
nommen hat, ist der Anteil der Entwicklungsländer 
am Gesamtwarenverkehr der Bundesrepublik stän- 
dig gesunken. Es darf allerdings erwartet werden, 
daß sich mit der zunehmenden wirtschaftlichen Ent- 
wicklung der Entwicklungsländer auch der Waren- 
austausch mit ihnen vergrößern und seine Bedeu- 
tung für unsere Außenwirtschaft steigen wird. 

Gegenüber einer Förderung der Einfuhr in die 
Bundesrepublik könnte eingewendet werden, daß 
damit die Wettbewerbslage bestimmter Industrie- 
zweige in der Bundesrepublik verschlechtert werde. 
Hierzu ist darauf hinzuweisen, daß dieser Einwand 
auch gegenüber Förderungsmaßnahmen zur Errich- 
tung von Produktionsbetrieben in den Entwicklungs- 
ländern erhoben werden könnte; denn auch diese 
werden, wenn sie in Deutschland Abnehmer finden, 
den deutschen Markt beliefern und damit in Wett- 
bewerb mit der deutschen Industrie treten. Dieses 
Ergebnis muß in Kauf genommen werden. Denn 


wenn man die erforderliche Expansion der Entwick- 
lungsländer fördert, muß man auch bereit sein, die 
dadurch entstehende vermehrte Konkurrenz hinzu- 
nehmen. Die Wirtschaft der Bundesrepublik ist auf 
einen offenen Weltmarkt angewiesen. Es liegt des- 
halb in ihrem Interesse, daß der Grundsatz des 
freien internationalen Wettbewerbs gewahrt bleibt. 
Das schließt nicht aus, daß bei bestimmten Situatio- 
nen unter Berücksichtigung der Interessen der All- 
gemeinheit Maßnahmen zum Schutz der deutschen 
Industrie getroffen werden können. Allgemein ist 
eine Erhöhung der Einfuhr aus den Entwicklungs- 
ländern jedoch durchaus zu begrüßen. 

4. Das Risiko bei Investitionen in Unternehmen 
des Handels in den Entwicklungsländern 

Auch Investitionen in Handelsniederlassungen in 
den Entwicklungsländern sind mit einem politischen 
und wirtschaftlichen Risiko verbunden. Beim Export 
von Waren aus der Bundesrepublik besteht deshalb 
auch die Möglichkeit, das damit verbundene politi- 
sche und wirtschaftliche Risiko durch Gewährleistun- 
gen des Bundes abzusichern. Politische und wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten können sich in den Ent- 
wicklungsländern sehr plötzlich ergeben. Des öfte- 
ren haben sie auch Beschränkungen des Devisenver- 
kehrs zur Folge. Ein rechtzeitiger Abbau von Wa- 
renlägern in gefährdeten Entwicklungsländern kann 
daher mit Schwierigkeiten verbunden sein. Im Ver- 
gleich zu dem Risiko, das mit einer Produktions- 
anlage in einem Entwicklungsland verbunden ist, 
wird jedoch anerkannt werden müssen, daß das 
Risiko bei einer Handelsniederlassung wegen des 
schnelleren Umsatzes der Handelswaren, ihrer grö- 
ßeren Beweglichkeit usw. im allgemeinen geringer 
ist. Von der Risikolage her gesehen, erscheint des- 
halb eine Gleichstellung der Investitionen im An- 
lagevermögen und der Investitionen im Umlaufsver- 
mögen hinsichtlich der Begünstigungen des Entwick- 
liingshilfe-Steuergesetzes nicht zwingend geboten. 


5. Stehen internationale Vereinbarungen einer 
steuerlichen Begünstigung von Handelsnieder- 
lassungen in den Entwicklungsländern entgegen? 

Die Bundesregierung hat nach Artikel XVI des 
GATT-Abkommens jede Subvention, die unmittel- 
bar oder mittelbar die Wirkung hat, die Ausfuhr 
einer Ware aus ihrem Gebiet zu steigern, dem GATT 
zu notifizieren. Wird festgestellt, daß in einem be- 
stimmten Fall eine solche Subventionierung zu einer 
ernsthaften Schädigung der Interessen einer Ver- 
tragspartei führt oder zu führen droht, so ist sie 
gehalten, auf Antrag der betroffenen GATT-Partner 
die Möglichkeit einer Einschränkung der Subventio- 
nierung zu erörtern. Die Bundesregierung hat fer- 
ner dem Verbot mittelbarer oder unmittelbarer Ex- 
portsubventionen für andere Waren als Grundstoffe 
zugestimmt. Von diesem Verbot werden Subventio- 
nen betroffen, die den Verkauf der subventionierten 
Waren zwecks Ausfuhr zu einem Preis ermöglichen, 
der unter dem vergleichbaren Inlandspreis einer 
gleichartigen Ware liegt. 
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Mit diesen von der Bundesregierung eingegange- 
nen Verpflichtungen wären Maßnahmen, die ein- 
deutig den Charakter einer Exportsubvention ha- 
ben, unvereinbar. Insbesondere müßte eine laufende 
Begünstigung von Exportgeschäften als unzulässig 
angesehen werden. Würde sich jedoch bei Einbezie- 
hung des Umlaufsvermögens in die Förderungsmaß- 
nahmen des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes die 
Begünstigung auf einen einmaligen Vorgang be- 
schränken, z. B. auf die Erstausstattung oder einen 
bestimmten Teil des Vorratsvermögens, so würden 
hiergegen von den GATT-Vereinbarungen her wohl 
keine Bedenken bestehen. Auch die von der Bundes- 
republik gegenüber der EWG übernommenen Ver- 
pflichtungen würden einer solchen eng begrenzten 
Begünstigung des Vorratsvermögens nicht ent- 
gegenstehen. 

6. Erfordert der Sinn und Zweck des Entwicklungs- 
hilfe-Steuergesetzes die Begünstigung des Um- 
lauf svermögens? 

Durch das Enlwicklungshilfe-Steuergesetz sollen 
nicht Investitionen jeder Art in den Entwicklungs- 
ländern begünstigt werden. Es sollen dadurch viel- 
niclir nur solche Investitionen in Entwicklungslän- 
dern gefördert werden, die in besonderem Maße 
zur wirtschaftlichen Entwicklung dieser Länder bei- 
lragen. Durch die begünstigten Investitionen sollen 
den Einwohnern dieser Länder die zum wirtschaft- 
lichen Aufbau erforderlichen Erfahrungen vermittelt 
und eigene Wirtschaftsinitiativen angeregt werden. 
Dieser Zielsetzung dürften insbesondere Investitio- 
nen in Produktionsbetrieben entsprechem, da diese 
die geistige und technische Ausbildung einheimi- 
scher Arbeitskräfte und auf die Dauer die Heran- 
bildung einheimischer Führungskräfte erfordern. 
Außerdem lösen sie in der Regel vor- und nachge- 
schaltete Produktionsinvestitionen der verschieden- 
sten Art aus. 

Durch die Vergünstigungen des Entwicklungshilfe- 
Steuergesetzes soll den in den Entv/icklungsländern 
investierenden Unternehmen eine Finanzierungs- 
hille gegeben werden. Diese Hilfe ist vor allem 
dann angebracht, wenn die Investitionen erst nach 
einer längeren Anlaufzeit Gewinne abwerfen. Bei 
Investitionen im Umlaulsvermögen, das in der Regel 
schnell und mit Gewinn umgesetzt wird, ist eine 
solche Hilfe in vielen Fällen weniger dringlich. 

Es darf allerdings nicht übersehen werden, daß 
die derzeitige Beschränkung der Begünstigungen des 
Entwicklungshilfe-Steuergesetzes auf Investitionen 
im Anlagevermögen dazu führen kann, daß nicht 
nur Handelsunternehmen, sondern auch Produk- 
tionsbetriebe für einen beachtlichen Teil ihrer Inve- 
stitionen von den Begünstigungen nicht Gebrauch 
machen können. Das ist insbesondere dann der Fall, 
wenn der Produktionsbetrieb verhältnismäßig große 
Vorratsläger unterhält, z. B. weil wegen weiter und 
schwieriger Anfahrtswege, insbesondere bei zu im- 
portierenden Rohstoffen, eine besonders hohe La- 
gerhaltung erforderlich ist, oder wenn — wie viel- 
fach in den Entwicklungsländern — die Produktions- 
und Aufbereitungsanlagen im Vergleich zu den er- 
forderlichen Lagervorräten verhältnismäßig gering- 


^ wertig sind. Dieses Ergebnis vermag nicht voll zu 
befriedigen. Denn mindestens in den letzgenannten 
j Fällen, u. U. aber auch bei bestimmten Handels- 
niederlassungen, kann das Vorratsvermögen ent- 
I v/icklungspolitisch die gleiche oder eine ähnliche 
Bedeutung haben wie das Anlagevermögen. Aller- 
dings dürfte eine Lösung, die nur für solche Fälle 
eine Begünstigung des Vorratsvermögens vorsieht, 
im übrigen aber die Begünstigungen auf das Anlage- 
vermögen beschränkt, kaum möglich sein. 

7. Verwaltungsmäßige Schwierigkeiten im Falle 
einer Einbeziehung des Umlaufsvermögens in die 
Begünstigungen des Entwicklungshilfe-Steuer- 
gesetzes 

Bei Beurteilung der Frage, ob das Umlaufsvermö- 
gen in die Begünstigungen des Entwicklungshilfe- 
Steuergesetzes einbezogen werden soll, dürfen auch 
j die erheblichen verwaltungsmäßigen Schwierigkei- 
I ten, die sich hierbei ergeben würden, nicht über- 
’ sehen werden. 

a) Das Umlaufsvermögen ist seiner Natur nach sehr 
beweglich und unterliegt demgemäß starken 
Schwankungen. Die Gefahr einer mißbräuchlichen 
Ausnutzung ist demzufolge besonders groß, zu- 
mal sich die Vorgänge in den Entwicklungs- 
I ländern abspielen und praktisch keinerlei über- 

i wachungsmöglichkeiten gegeben sind. 

, b) Entsprechend der für das Anlagevermögen gel- 
tenden Regelung käme auch für das Umlaufsver- 
i mögen eine Begünstigung nur in den folgenden 
beiden Fällen in Betracht; 

bei der Neugründung von Unternehmen in 
Entwicklungsländern und 

j bei einer erheblichen Erweiterung bestehender 

i Unternehmen in Entwicklungsländern. 

Im ersteren Falle müßte die Begünstigung auf 
die normale Erstausstattung, im letzteren Fall 
auf den echten Mehrbestand beschränkt werden. 
Die Abgrenzung des begünstigten Teils des Um- 
laufsvermögens wäre — wie die in der Vergan- 
genheit gemachten Erfahrungen beweisen — 
außerordentlich schwierig. Da jegliche Kontrolle 
fehlt, wären die Finanzverwaltungsbehörden 
allein auf die Angaben des Steuerpflichtigen an- 
gewiesen. 

c) Würde man aus den oben unter Nr. 2 genannten 
Gründen die Begünstigung auf Handelsnieder- 
lassungen beschränken, die den Export von Lan- 
desprodukten aus den Entwicklungsländern be- 
treiben, so würden sich praktische Schwierigkei- 
I ten in den zahlreichen Fällen ergeben, in denen 
I die Unternehmen außer dem Export von Landes- 
I Produkten noch andere Geschäfte betreiben, z. B. 

' den Import von Industriewaren. Eine klare Ab- 
grenzung der begünstigten Umlaufsgüter wäre 
bei solchen Mischbetrieben wegen des dauern- 
: den Wechsels in der Zusammensetzung des Vor- 

I ratsvermögens oft nur unter Schwierigkeiten 
möglich. 

i d) Da sich der Bestand und die Zusammensetzung 
des Umlaufsvermögens wegen der laufenden 
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Käufe und Verkäufe dauernd ändern, müßte der 
Begünstigung das Umlaufsvermögen an einem 
bestimmten Stichtag (z. B. am Bilanzstichtag) zu- 
grunde gelegt werden. Der Steuerpflichtige 
würde deshalb bestrebt sein, den Bestand und 
die Zusammensetzung des Umlaufsvermögens an 
diesem Stichtag durch entsprechende Steuerung 
seiner Ein- und Verkäufe so zu gestalten, daß 
die Voraussetzungen für die Begünstigung (er- 
hebliche Erweiterung des Unternehmens) erfüllt 
werden und das Höchstmaß der Begünstigung er- 
reicht wird, obwohl keineswegs sicher ist, daß 
Bestand und Zusammensetzung des Vorratsver- 
mögens über einen längeren Zeitraum in etwa 
die gleichen bleiben. Im Gegenteil, der Steuer- 
pflichtige wird in aller Regel schon aus Risiko- 
gründen eine alsbaldige Verringerung seines 
Umlaufsvermögens anstreben. Besonders krass 
liegen die Verhältnisse bei Handelsniederlas- 
sungen, die landwirtschaftliche Landesprodukte 
aufkaufen, um sie in die Industrieländer zu ex- 
portieren. In diesen Fällen sind nur während 
einer kurzen Zeit nach der Ernte Lagerbestände 
vorhanden. Diese werden jedoch regelmäßig 
verhältnismäßig schnell restlos abgesetzt, so daß 
während eines erheblichen Teils des Jahres 
überhaupt keine Lagerbestände vorhanden sind. 

e) Die Wirtschaftsgüter des Umlaufsvermögens 
werden laufend veräußert bzw. verarbeitet. Ein 
Bewertungsabschlag auf diese Wirtschaftsgüter 
würde deshalb nach kürzester Zeit wieder auf- 
gelöst werden. In den Fällen, in denen nach § 1 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 des Entwicklungshilfe-Steuer- 
gesetzes der Bewertungsabschlag unmittelbar bei 
den in Entwicklungsländern vorgenommenen In- 
vestitionen vorgenommen wird (bei Einlagen 
in Personengesellschaften und bei Zuführung 
von Betriebsvermögen in einen Betrieb oder eine 
Betriebstätte des Steuerpflichtigen), würde des- i 
halb die Begünstigung des Umlaufsvermögens 
durch einen Bewertungsabschlag sinnlos sein. 
Für diese Fälle kommt daher als Begünstigung i 
nur die steuerfreie Rücklage in Betracht. In den i 
Fällen des § 1 Abs. 2 Nr. 1 des Entwicklungs- j 


hilfe-Steuergesetzes (Erwerb von Beteiligungen 
an Kapitalgesellschaften in Entwicklungsländern) 
ergeben sich diese Schwierigkeiten nicht. 

8. Zusammenfassung der Prüfungsergebnisse 

Das Ergebnis der Prüfung läßt sich wie folgt zu- 
sammenfassen: 

a) Auch durch Investitionen im Umlaufsvermögen 
kann die wirtschaftliche Entwicklung der Ent- 
wicklungsländer wirksam gefördert werden. Die 
durch Investitionen im Umlaufsvermögen zu er- 
reichende entwicklungspolitische Wirkung ist je- 
doch teilweise geringer als die entwicklungs- 
politische Wirkung von Investitionen im Anlage- 
vermögen von Produktionsbetrieben. 

b) Auch Investitionen im Umlaufsvermögen in den 
Entwicklungsländern sind mit einem Risiko ver- 
bunden, das allerdings im allgemeinen geringer 
als bei Investitionen im Anlagevermögen ist. 

c) Internationale Vereinbarungen verbieten eine 
Begünstigung des Umlaufsvermögens nicht, 
wenn die Begünstigung auf einen einmaligen 
Vorgang (auf die Erstaustattung bei einer Neu- 
gründung bzw. auf den Mehrbestand bei einer 
erheblichen Erweiterung) beschränkt würde. 

d) Die in den Begünstigungen des Entwicklungs- 
hilfe-Steuergesetzes liegende Finanzierungshilfe 
ist bei Investitionen im Umlaufsvermögen, das 
verhältnismäßig schnell umgesetzt wird und 
dementsprechend Gewinne abwirft, vielleicht 
nicht in dem Maße angezeigt wie bei Investitio- 
nen im Anlagevermögen, bei denen in der Regel 
erst nach längerer Zeit mit Gewinnen gerechnet 
werden kann. 

e) Eine Begünstigung des Umlaufsvermögens wäre 
mit erheblichen verwaltungsmäßigen Schwierig- 
k(üten verbunden. Auch müßte mit einer miß- 
bräuchlichen Ausnutzung der Begünstigung ge- 
rechnet werden. In besonderem Maße gilt dies 
für die auch zum Umlaufsvermögen gehörenden 
Forderungen, Wertpapiere u. dgl. 
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